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A. Die Grundlagen 

I. Gegenstand und normativer Rahmen der Untersuchung 

1. Die Bestimmung des Themas 

a) Einführung 

Die parlamentarische Opposition war lange Gegenstand politikwissenschaftli-
cher und parlamentspraktischer Analysen, bevor die Rechtswissenschaft sich des 
Themas annahm. Besondere Regierungskonstellationen, wie etwa große Koalitio-
nen oder starke Einparteienregierungen, schienen zeitweise die parlamentarische 
Opposition im politischen Sinn derart zu gefährden, daß es zu Abgesängen auf das 
parlamentarische Regierungssystem kam. War früher die Krise des Parlamentaris-
mus, so wurde nun die ,Oppositionskrise' zu einem zentralen Thema. 

Das BVerfG verwendet den Ausdruck ,Opposition' in dem berühmt gewordenen 
Topos des "Recht[s] auf verfassungsgemäße Bildung und Ausübung einer Opposi-
tion", welches es als Element der freiheitlichen, demokratischen Grundordnung an-
sieht. Die Fortsetzung in die Parlamente hinein, also ein ,Recht auf Bildung und 
Ausübung einer parlamentarischen Opposition', wurde nicht ausdrücklich formu-
liert. Es ist im Grundgesetz garantiert durch die repräsentative und das bedeutet: 
gleiche und unabhängige Stellung der Abgeordneten. Das ist seit längerem verfas-
sungsrechtliches ,Allgemeingut', wurde jedoch wenig ausdifferenziert und nur sel-
ten praktisch. 

Auf der parlamentspraktischen Ebene wurden in Parlamentsreformdiskussionen 
Modelle zur Verbesserung der Wirkungsweise des Parlamentes entworfen. Die Fra-
ge, wie die Möglichkeiten ,der Opposition' verbessert werden könnten, ihren Bei-
trag zur Wirkungsweise des Parlamentes zu leisten, rückte dabei immer mehr ins 
Zentrum. Parlamentsreformen verwirklichten Ergebnisse dieser Diskussionen, ins-
besondere im Bereich des parlamentarischen Minderheitenschutzes. 

Wahrend die politische Verortung der "Opposition als eines wesentlichen und 
unerläßlichen Bestandteiles der parlamentarischen Demokratie"l selbstverständ-
lich wurde, wuchs offensichtlich das Bedürfnis, die Erkenntnisse der Oppositions-
forschung auch in geschriebenes Recht, und zwar auf Verfassungsebene, umzu-
formen. 

1 Erich Ollenhauer, 4. Sitzung v. 28. 10. 1953, II.Wahlperiode, Stenographische Berichte 
des Deutschen Bundestages (BT-StB.II), 36 C. 

2 Cancik 
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Ein erster Versuch wurde mit der Hamburger Oppositionsregelung 1971 unter-
nommen. Beginnend in Schleswig-Holstein 1990, folgten weitere Verfassungen. 
Auf dem Wege der Refonn in einigen alten Bundesländern, auf dem Wege der Ver-
fassungsgebung in den neuen Bundesländern wurden ,Oppositionsregelungen' auf-
genommen.2 Inzwischen enthalten zehn Landesverfassungen Regelungen zu "par-
lamentarischer Opposition". 3 

Vorläufiger Schlußpunkt dieser Entwicklung ist eine Entscheidung des Landes-
verfassungsgerichts Sachsen-Anhalt vom Mai 1997, worin das Gericht feststellt, 
daß eine im Landtag vertretene Fraktion, deren politische Richtung hier irrelevant 
ist, parlamentarische Opposition sei. Die Entscheidung wurde notwendig, weil eine 
andere im Landtag vertretene Fraktion die Oppositionseigenschaft vor dem Hinter-
grund der neuen Oppositionsregelung, die, wie einige andere Oppositionsregelun-
gen auch, eine Definition parlamentarischer Opposition enthält, in Frage stellte. 

Die Systemtauglichkeit der neuen Oppositionsregelungen steht noch nicht fest. 
These der vorgelegten Arbeit ist, daß ihre Anwendung Konflikte mit anderen Ver-
fassungsregelungen, ja Widersprüche, verursachen kann. Die genannte Entschei-
dung ist ein erster Beleg für die Schwierigkeiten, die mit der Auslegung der Oppo-
sitionsregelungen verbunden sind. Der hier unternommene Versuch, die neuen Op-
positionsregelungen systematisch zu untersuchen, entspricht somit nicht nur theo-
retischem Interesse, sondern auch praktischen Bedürfnissen. 

b) Die Begrenzung des Themas 

Das Thema der vorliegenden Arbeit ist begrenzt auf das Phänomen der parla-
mentarischen Opposition. Opposition außerhalb des Parlamentes, etwa Bürgerin-
itiativen oder die sogenannte ,,APO" (Außerparlamentarische Opposition) der 
sechziger Jahre werden nicht behandelt. 

Entsprechend wird in juristischer Hinsicht der staatsorganisationsrechtliche Rah-
men relevant werden. Die grundrechtliche Perspektive hingegen, die mit der allge-
meinen Oppositionsfreiheit unter anderem des Art. 5 Abs. 1 GG von entscheiden-
der Bedeutung ist, bleibt außer Betracht. 

Auch geht es nicht darum, ein - wie auch immer geartetes - Recht der Opposi-
tion oder ein Recht auf Opposition in allen Verfassungen nachzuweisen, wie das in 
anderen Arbeiten versucht wird. 

2 Mit dem verkürzenden Ausdruck ,Oppositionsregelungen' sind nur die Verfassungsrege-
lungen gemeint, die sich auf die parlamentarische Opposition beziehen, sie also im Text er-
wähnen, definieren, ihr Rechte zuweisen etc. Nicht gemeint sind hingegen Minderheitenrech-
te, die hauptsächlich von oppositionellen Entitäten im Parlament genutzt werden, der Opposi-
tion aber nicht tatbestandIich ausschließlich zugewiesen sind. 

3 Eine Zusammenstellung findet sich im Anhang. Nach Fertigstellung der Arbeit wurde 
auch in die Bayerische Verfassung eine Oppositionsregelung aufgenommen - vgl. Art 16a 
BayVerfG. Das Verfassungsrefonngesetz tritt im wesentlichen am I. März 1998 in Kraft. 
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Die Begrenzung der Arbeit auf die parlamentarische Opposition - und zwar im 
wesentlichen auf Länderebene - bringt es schließlich mit sich, daß auch der Kom-
plex ,Bundesrat als Instrument von und für Opposition' nicht bearbeitet wird.4 Un-
zweifelhaft sind Untersuchungen zu dieser ,,Rolle" des Bundesrates für das Ver-
ständnis des generellen Phänomens Opposition in der Bundesrepublik Deutschland 
unerläßlich. Die Fragestellung greift aber weit über die parlamentarische Opposi-
tion und ihre Positivierung in den Landesverfassungen hinaus.5 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind vielmehr die ,Oppositionsregelungen ' 
im Kontext der zugehörigen Verfassung und im Kontext des Grundgesetzes. 

c) Kategorien der Analyse - Idealtypen von Opposition 

Im folgenden wird der Versuch unternommen, die Oppositionsregelungen zu sy-
stematisieren und zu analysieren. Für diese Analyse werden entsprechend den vor-
zufindenden Oppositionsverständnissen zwei Idealtypen unterschieden: Opposition 
im funktionalen Sinne und Opposition im organisatorischen Sinne. Sie stellen zu-
nächst Kategorien dar, mit deren Hilfe das vielschichtige Phänomen Opposition er-
faßt werden kann. Sie sind keine Rechtsbegriffe, aus denen Rechtsfolgen hergelei-
tet werden könnten. 

Entsprechend diesen Idealtypen kann man auf der rechtlichen Ebene Regelungs-
modelle konstruieren. Auch sie dienen als Rahmen unterschiedlicher konkreter 
rechtlicher Ausformungen. 

Die hier behandelten Regelungen selbst liegen in dem durch die Idealtypen bzw. 
Regelungsmodelle begrenzten Feld, decken sich aber nicht notwendig mit diesen. 
Vielmehr sind Kombinationen denkbar und in den Verfassungen positiviert wor-
den. 

Im folgenden sollen die Idealtypen und Regelungsmodelle thesenartig vorge-
stellt werden. Ihre Herleitung im einzelnen erfolgt in den Kapiteln Forschungs-
stand und Begrifflichkeit, auf die verwiesen sei.6 

4 V gl. dazu charakteristisch von politikwissenschaftlicher Seite: Martin Sebaldt, Innovati-
on durch Opposition: Das Beispiel des Deutschen Bundestages 1949 -1987, ZParl 23 (1992), 
238 - 265,247: "Aus dieser - statistischen - Perspektive muß die Frage, ob der Bundesrat ein 
,Jnstrument der Opposition" sei, zumindest für Konstellationen mit unterschiedlichen Mehr-
heitsverhältnissen in Bundestag und Länderkarnmer eindeutig bejaht werden." Unter Hinweis 
auf Heinz Laufer, Der Bundesrat als Instrument der Opposition?, ZParl 1970, 318 ff.; Peter 
Schindler, Mißbrauch des Bundesrates?, ZParl 1974, 157 ff. Diese "Rolle" scheint mir von 
juristischer Seite noch kaum untersucht zu sein. 

S Ja sie schließen sich in gewisser Weise aus. Die Definition parlamentarischer Opposition 
als die Regierung nicht tragende Entitäten im Parlament und die Bewertung des Bundesrates 
als von den Landesregierungen beschicktes Instrument der Opposition einschließlich der par-
lamentarischen Opposition auf Bundesebene weisen darauf hin, daß für die Perspektive auf 
die Ebenen Bund und Länder unter dem föderalistischen Aspekt terminologische Unklarhei-
ten vorprogrammiert sind. 
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